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WissenschaftlicheStudie
sollLösungenbringen
Der Grosse Rat will beim Kriminalitätshotspot Kleinbasel genauer hinschauen.

Nora Hoffmann Bader

Eine Häufung von Gewaltdelik-
ten und Kriminalität auf der
Dreirosenanlage sowie Drogen-
handel- und Konsum auf dem
Matthäusplatz und bei der Ka-
serne: Die negativen Schlagzei-
lenübersKleinbaselhäufensich.
«Unterschiedliche Problemla-
gen, die aber gleichzeitig nahe
beieinander auf engem Raum
stattfinden – in einem Stadtteil,
der bereits aufgrund von zu we-
nig Grünflächen und zu viel Ver-
kehr einen stark belasteten öf-
fentlichenRaumaufweist.Diese
komplexe Gemengelage führt
vermehrt zu Verunsicherung,
Ängsten und Unmut in Teilen
der Bevölkerung», so Grünen-
Grossrätin Fleur Weibel.

Die emotionale Debatte vom
Donnerstagmorgen im Grossen
Rat machte das Ausmass der
Problematik, die sich zuspitzt,
deutlich sichtbar. «Man kann es
nicht anders sagen, das Kleinba-
sel bewegt offensichtlich», fass-
te Fleur Weibel zusammen. Ihr
Vorstoss, der fundierte und
nachhaltige Lösungen forderte,
erhielt breite Unterstützung.

Austauschmitder
betroffenenBevölkerung
Der grosse Rat sprach sich
schliesslich dafür aus, dass die
Regierung prüfe, Aufträge an die
Universität Basel oder an die
Fachhochschule Nordwest-
schweiz zu erteilen, damit diese
Studien zu den sozialen Konflik-
ten und Problemlagen im Klein-
basel durchführen. Durch die
sozialwissenschaftlichen Analy-
sen sollen gemäss Weibel mög-
liche Massnahmen und Ansatz-
punkte aufgezeigt werden, die
«den involvierten Departemen-
ten als Grundlage für die nach-
haltige Bearbeitung und Lösung

der aktuellen sozialen Probleme
im Kleinbasel dienen».

Weiter fordert der Vorstoss
«regelmässige Informations-
und Austauschformate der zu-
ständigen kantonalen Stellen
mit den involvierten zivilgesell-
schaftlichen Organisationen
und den unterschiedlichen
Gruppierungen der betroffenen
Quartierbevölkerung». Und
eine Anlaufstelle oder An-

sprechperson soll Hand bieten
für die umliegenden Schulen,
Kindergärten und Kitas.

Auch wenn alle Handlungs-
bedarf sahen, schieden sich die
Geister. «Die Antwort auf die
Fragen des Vorstosses ‹was ist
los und was braucht es?› ist nicht
einfach. Es gibt Illegale Machen-
schaften und zu wenig Polizei.
Es braucht also mehr Polizei und
keine Studie der Fachhochschu-

le», so Joël Thüring (SVP). Auch
wenn er grundsätzlich nichts
gegen den wissenschaftlichen
Ansatz habe, sei er hier schlicht
unnötig.

Nicola Goepfert (Basta) ent-
gegnete, dass eine wissenschaft-
lich begleitete Analyse durchaus
die Ursachen der Probleme auf-
zeigen könne: «Der Regierungs-
rat ist kein wissenschaftliches
Gremium.» Er verstehe nicht,
was dagegen spreche, an Basels
Hotspots neben den sofortigen
auch längerfristige Massnah-
men zu ergreifen.

DiversebürgerlicheSprecher
verliehen mit etwas Hohn ihrer
Freude darüber Ausdruck, dass
dasAnliegennunauchbeiLinks-
Grünangekommensei.EineStu-
diedauereaberzu lange,esbrau-
che jetzt mehr Massnahmen.
Alex Ebi (LDP) verwies auf den
Stammtisch, wo man höre, was
wirklich los sei. Es könne nicht
sein, dass Männer und Frauen
Angst hätten, wenn sie abends
nach Hause gingen. Er könne
nicht gegen eine Studie sein,
«aber helft mal mit, wenn es um
kurzfristige Lösungen geht»,
sagte er. Melanie Nussbaumer
(SP) verwies auf den Fachkräfte-
mangelbeiderPolizeiundsagte,
esmüssevielschichtiggearbeitet
werden: «Man kann jetzt Mass-
nahmen einführen, muss aber
auch längerfristig schauen, was
die Studie zutage bringt.»

ChristophHochuli (EVP),der
selbst Polizist ist, war ebenfalls
der Meinung, dass alle Mittel
ausgeschöpft werden sollen, um
die Probleme im Kleinbasel zu
lösen. Diese seien viel komple-
xer, als gerade die SVP sie dar-
stelle, soFleurWeibel.Esseiviel
Expertise vorhanden, aber eine
Auslegeordnungfehle.Fürdiese
sprach sich der Grosse Rat denn
deutlichmit62:33Stimmen aus.

Alex Ebi (oben links), Fleur Weibel, Christoph Hochuli und Melanie
Nussbaumer diskutierten die Causa Kleinbasel. Bilder: zVg

TNWführtneue
Modul-Abosein
Mit dem U-Abo kommen Penderlinnen und Pendler ab
April günstiger nach Brugg, Olten und Delémont.

Auf politischer Ebene wird in
den beiden Basel schon länger
über eine Ausweitung des Ge-
biets des Tarifverbund Nord-
westschweiz (TNW) diskutiert.
So reichte zum Beispiel die Bas-
ler LDP-Grossrätin Annina von
Falkenstein im Sommer 2023
eine Motion zum Thema ein.
Ende Jahr verlangte auch der Ba-
selbieter Landrat, dass die Re-
gierung die Ausweitung des
TNW-Gebiets bis Olten prüft.

Dieses Vorgaben wurde ab-
gelehnt. Der TNW-Vorstand hat
entschieden, keine der vorge-
schlagenen Varianten weiterzu-
verfolgen. Stattdessen soll das
Modul-Abo angepasst werden.
Am Donnerstag teilt der Tarif-
verbund mit, dass er die Preise
für die ÖV-Reisen nach Brugg,
Olten und Delémont reduziert.

Erwachsenebezahlenbis
zu525Frankenweniger
Auf der Strecke Basel–Olten
sparen Erwachsene rund 21 Pro-
zent und Jugendliche (unter 25
Jahre) rund 24 Prozent. Dies
macht im Monatsabo 56 bezie-
hungsweise 47 Franken aus; und
im Jahresabo 525 Franken für
Erwachsene und 439 Franken
für Jugendliche. Auf der Strecke
Basel–Brugg und Basel–Delé-
mont beträgt die Ersparnis 9

(Delémont) bis 10 Prozent
(Brugg) und für Jugendliche 12
bis 14 Prozent. Die Preiserspar-
nis hier: monatlich 19 bezie-
hungsweise 25 Franken und
jährlich 195 beziehungsweise
243 Franken pro Jahr für Er-
wachsene; und monatlich 20 be-
ziehungsweise 25 Franken und
jährlich 199 beziehungsweise
235 Franken für Jugendliche.

Das Modul-Abo kann pro
Monat oder Jahr gekauft werden
und ist eine Kombination aus
Strecken-und U-Abo. Die An-
passungen betreffen nach Anga-
ben des TNW sowohl den Ra-
batt auf dem Streckenteil, der
bereits beim Fahrplanwechsel
vom 10. Dezember 2023 umge-
setzt wurde, als auch den Tarif
des U-Abo-Teils, der am 1. April
eingeführt wird.

Gültig ist das neue Abo wie
das U-Abo auf allen Zonen des
TNW sowie auf den Zonen 1, 2,
3 des Regio Verkehrsverbunds
Lörrach und Distribus-Gebiet in
Frankreich (ohne SNCF). Zu-
sätzlich können Zonen im Ziel-
gebiet eines anderen Verbunds
in das Modul-Abo integriert be-
ziehungsweisedazugekauftwer-
den, zum Beispiel die Stadtzone
Olten der A-Welle.

Aimee Baumgartner

Palliativpflegesoll zunehmen
Ausbau Schwerkranke Men-
schen zu begleiten, das ist Pal-
liative Care. In Basel-Stadt soll
diesermedizinischeBereichnun
ausgebaut und gefördert wer-
den. Das wollen vier politische
Vorstösse, die demnächst von
SP-Politikerinnen und -Politi-
kern eingereicht werden. Mit
einem Anzug fordert die Basler
SP, dass an der Universität Basel
ein Lehrstuhl für Palliativmedi-
zin geschaffen werden soll. Die

Basler Regierung soll sich des-
halb einsetzen und gegebenen-
falls gemeinsam mit Baselland
die Finanzierung unterstützen.

Der zweite Vorstoss betrifft
dieZertifizierungvonAlters-und
Pflegeheimenin«Qualität inPal-
liative Care in der Langzeitpfle-
ge». Der Zugang der Bevölke-
rung mit Migrationshintergrund
wird in einem dritten Vorstoss
gefordert. Ein viertes Anliegen
ist die Finanzierungslücke. (sil)

BKBbautbeliebtenBancomatenab
Wer bei der UB Geld abheben will, wird enttäuscht: Der BKB-Bancomat ist verschwunden.

Die BKB teilt auf Anfrage mit,
dass der Bancomat-Standort
Uni-Bibliothektatsächlichaufge-
hoben worden sei. Ersatz habe
man keinen vorgesehen, die
Kundschaft solle stattdessen

Automaten in der Umgebung
nutzen.DaswärenetwadieBan-
comatenbeimUniversitätsspital
sowie bei den Filialen an der
SpiegelgasseundamBurgfelder-
platz. Diese Standorte befänden

sich laut BKB «in Gehdistanz»
zur Universitätsbibliothek.

Die Universität hat sich um
eine Nachfolgelösung bemüht.
Wie Uni-Sprecher Matthias Ge-
ering auf Anfrage sagt, seien Ge-
spräche mit ATM, der BLKB und
Niendorf (Valiant) geführt wor-
den. Diese hätten jedoch alle-
samt abgelehnt, weil der Stand-
ort zu wenig rentabel sei und zu
wenig Geld abgehoben würde.

AuchdieBKBbegründetden
Service-Abbau mit der «insge-
samt rückläufigen Nachfrage
nach Bargeld». Die Bank über-
prüfe ihr Bancomaten-Netz re-
gelmässig «in Bezug auf Nut-
zungsfrequenz, Sicherheit und
Standort» und nehme entspre-
chendAnpassungenvor.Weitere
Änderungseienaktuell aberkei-
ne geplant. Als weiterer Grund
wird «ein gestiegenes Sicher-
heitsbedürfnis der Kundinnen
undKunden»genannt.DerUni-

versität sind jedoch keine ent-
sprechenden Vorfälle bekannt.
Auch die Gefahr von Bancoma-
ten-Sprengungen ist in der Stadt
weniger hoch als in ländlichen
Gebieten.

Der Bancomat bei der UB
war bei den Studierenden be-
liebt. Unter anderem, weil er,
was bei Bancomaten kaum üb-
lich ist, auch 10er-Noten aus-
spuckte. Gleichzeitig hat auch
die Uni viele Dienstleistungen
auf bargeldlos umgestellt. Dazu
gehören auch Beträge wie
Mahngebühren, wenn ein Buch
zu spät zurückgegeben wird.

Es ist ein weiterer Fall, der
zeigt, dass Bancomaten aktuell
einen schweren Stand haben.
Nach dem Wegfall des Uni-
Standorts bleiben noch 32 Ban-
comaten, die von der BKB im
Stadtkanton betrieben werden.

Tobias Brunner
DerBancomat der BKBbei derUniversitätsbibliothek ist weg. EinBrett
hat seinen Platz eingenommen. Bild: Kenneth Nars

WichtigesResultat
vorAbstimmung
Wasseranalysen Das Amt für
Umwelt und Energie (AUE) Ba-
sel-Stadt hat bei der früheren
Abfalldeponie Maienbühl in
Riehen weitere Schadstoff-Pro-
benentnommen.Dabei sindwe-
der Benzidin, noch Abbaustoffe
der hochgiftigen Substanz fest-
gestellt worden - das geht aus
der Antwort der Basler Regie-
rung auf einen Vorstoss von Jen-
ny Schweizer hervor. Die Riehe-
ner SVP-Grossrätin hatte sich
via Interpellation erkundigt,
welche Analysen bei der De-
ponie Maienbühl durchgeführt
worden sind.

Hintergrund ist die kom-
munale Abstimmung in Riehen
über die Initiative, die eine Sa-
nierung des Deponiekörpers
verlangt. Eine solche sei nicht
nötig, teilte die Riehener SVP
gestern Donnerstag mit. Das
hätten die jüngsten Resultate
bestätigt. Abgestimmt wird
über die Volks-Initiative am 3.
März. (bwi)

Grosser Rat
Jokertage für
Sekundarschüler

Ferien Schüler der Sekundar-
schule sollen in Basel zwei Jo-
kertage erhalten, die nach Be-
darf eingezogen werden kön-
nen. Der Grosse Rat hat einen
Vorstoss von Lorenz Amiet
(SVP) an die Regierung überwie-
sen. Gegner fanden, Schülerin-
nen und Schüler hätten bereits
genug Ferientage. Amiet ver-
wies auf andere Kantone. (no)

DieProblematikmit den
Freigängerkatzen

Chippflicht Claudia Baumgart-
ner (GLP) machte auf die Prob-
lematik der übermässigen Ver-
mehrung von Freigängerkatzen
aufmerksam. Der Regierungsrat
fand, dass eine Chip- und Kast-
rationspflicht nicht notwendig
sei. Ausserdem müsse die Prob-
lematik schweizweit gelöst wer-
den. Der Grosse Rat sah dies an-
ders und sprach sich mit 72:16
Stimmen gegen eine Abschrei-
bung des Anzugs aus. (no)


